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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

24.11.1966 

Geschäftszahl 

0991/66 

Rechtssatz 

Erscheint eine Partei trotz gehöriger Ladung nicht zur mündlichen Verhandlung vor der Verwaltungsbehörde, so 
begibt sie sich dadurch des Rechtes, fernerhin das geltend zu machen, was sie in der Verhandlung gegen das 
Projekt und gegen die bei der Verhandlung erzielten Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens hätte vorbringen 
können. (Daher keine Mangelhaftigkeit des Verfahrens im Sinne des § 42 Abs 2 lit c VwGG 1965) 


